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Sozialwerke behindern Arbeitsanreize
Soll man noch bis zur Pensionierung arbeiten oder sich frühpensionieren lassen? Und 
schrumpft das verfügbare Einkommen, wenn man sich einen Zusatzverdienst sucht? Viele 
Sozialversicherungen bieten kaum Anreize, länger oder mehr zu arbeiten. Eine Studie zeigt, 
was sich dagegen tun liesse.   Christoph A. Schaltegger, Lukas A. Schmid, Patrick Leisibach 

I n der Schweiz gewährleistet ein engma-
schiges soziales Sicherheitsnetz in jeder 

Lebenslage den Lebensunterhalt der Bevölke-
rung. Beitragsfinanzierte Pflichtversicherun-
gen wie die Alters- und Hinterlassenenversi-
cherung (AHV) sichern soziale Risiken wie Alter, 
Invalidität oder Krankheit ab. Ausserdem rich-
ten durch allgemeine Steuermittel finanzierte 
sozialstaatliche Einrichtungen wie die Ergän-
zungsleistungen zur AHV und zur Invalidenver-
sicherung bedarfsabhängige Leistungen aus. 
Der Ausbau der Sozialwerke hat massgebend 
dazu beigetragen, die Lebensverhältnisse um-
fassender Teile der Bevölkerung bedeutend zu 
verbessern. Doch die wachsenden Ausgaben 
stellen Politik und Gesellschaft immer öfter vor 
Herausforderungen.

Eine Grundlagenstudie im Auftrag des 
Staatssekretariats für Wirtschaft (Seco) hat 
deshalb untersucht, inwiefern sich die Sozial-
werke negativ auf das Arbeitsangebot aus-
wirken. Ausserdem wurden Lösungsansätze 
diskutiert, wie sich die Arbeitsanreize verbes-
sern liessen.1

Erwerbsanreize im gesellschaft-
lichen Interesse
Sowohl die Sozialsysteme als auch die zu 
ihrer Finanzierung benötigten Abgaben und 

1 Siehe Leisibach et al. (2018). Die Anreizwirkungen auf die 
Arbeitsnachfrage sind nicht Gegenstand der Studie. In der 
Analyse wird folglich implizit davon ausgegangen, dass eine 
passende Arbeitsnachfrage vorhanden ist. Ferner werden 
nicht pekuniäre Arbeitsanreize nur am Rande behandelt. 

Abstract    Eine Studie der Universität Luzern untersuchte im Auftrag des Staats
sekretariats für Wirtschaft zwölf bestehende Sozialwerke hinsichtlich ihrer Auswir
kungen auf das Arbeitsangebot. Für verschiedene Einkommensgruppen sowie Ju
gendliche, Zweitverdiener und Familien wird aufgezeigt, wo die Arbeitsanreize im 
Zusammenspiel der unterschiedlichen Sozialwerke beeinträchtigt werden und wie 
Korrekturmassnahmen aussehen könnten. Dabei zeigt sich, dass bei verschiedenen 
Sozialwerken Fehlanreize bestehen: So begünstigt die Altersvorsorge beispielswei
se Frühpensionierungen und erschwert die Erwerbstätigkeit nach der Pensionierung. 
Einer Flexibilisierung des Rentenalters zur Erhöhung des effektiven Renteneintritts
alters stehen die Autoren allerdings kritisch gegenüber. Zudem sind in der IV die fi
nanziellen Anreize für eine berufliche Wiedereingliederung gering. Denn zusätzlich 
besteht oftmals Anspruch auf Leistungen anderer Sozialversicherungen. Um die dorti
gen Arbeitsanreize zu verbessern, sollten deshalb weitere Reformen geprüft werden. 

Steuern üben Anreizwirkungen aus. Denn 
sie beeinflussen das verfügbare Einkommen 
der Haushalte wesentlich. Beispielsweise 
können öffentliche Hilfeleistungen die Emp-
fänger davon abhalten, ihr Pensum zu erhö-
hen oder überhaupt eine Erwerbstätigkeit 
aufzunehmen. Von einer möglichst anreiz-
kompatiblen Ausgestaltung der Sozialversi-
cherungen profitieren daher sowohl die be-
troffene Person als auch die Gesellschaft. 
Letztere profitiert gleich doppelt: Denn 
einerseits steigt durch den Abbau von Fehl-
anreizen die Erwerbsbeteiligung von Leis-
tungsbeziehenden, sodass der Staat weni-
ger Transferleistungen ausbezahlen muss. 
Andererseits kann der Staat zugleich mit hö-
heren Steuererträgen und Sozialversiche-
rungsbeiträgen rechnen.

Durch die demografische Entwicklung 
und das immer zuwanderungskritischere Um-
feld gilt es ausserdem das Potenzial der inlän-
dischen Arbeitskräfte stärker auszuschöpfen. 
Dabei müssen die Zielkonflikte berücksich-
tigt werden, die mit der Stärkung der Arbeits-
anreize verbunden sein können. Denn in der 
Sozialpolitik stehen die Entscheidungsträger 
oft vor einem Trilemma: Das Niveau der so-
zialen Sicherung soll erhalten bleiben, die Fi-
nanzierbarkeit muss gewährleistet sein, und 
gleichzeitig braucht es wirksame Arbeitsan-
reize. Je nach Gewichtung der einzelnen Ziel-
setzungen sind Abstriche bei den Arbeitsan-
reizen oder dem Niveau der sozialen Siche-
rung unausweichlich.

Wie reagiert das Arbeitsangebot?

Fehlende Arbeitsanreize sind typischerweise 
in tieferen Einkommensklassen ein Problem. 
Denn der Staat garantiert mit unterschied-
lichen Sozialtransfers wie Sozialhilfe oder 
Arbeitslosenentschädigung in jeder Lebens-
situation ein Existenzminimum. Dadurch er-
höht sich der sogenannte Reservationslohn 
– d. h. die minimale Lohnschwelle, unter der 
eine Person nicht bereit ist, eine Beschäfti-
gung aufzunehmen. Ebenso kann die indivi-
duelle Wahl des Arbeitsangebots durch hö-
here Lohnbeiträge negativ beeinflusst wer-
den, da diese zu tieferen Nettolöhnen führen.
Untersucht man, wie das individuelle Verhal-
ten auf solche Anreize reagiert, wird grund-
sätzlich zwischen dem intensiven und dem 
extensiven Arbeitsangebot unterschieden. 
Das intensive Angebot bezeichnet die Ver-
änderung der Arbeitsstunden (Arbeitsinten-
sität). Um diese Anreizwirkung zu quantifi-
zieren, berechnet man in der empirischen 
Forschungsliteratur den effektiven Grenz-
steuersatz (siehe Glossar). Hohe effekti-
ve Grenzsteuersätze sind ein Indiz für soge-
nannte Armutsfallen, in denen es für die Be-

Kasten 1: Die Studie

Die Studie bietet erstmals eine Gesamtsicht 
zur sozialen Sicherheit aus der Optik des 
Arbeitsmarkts. Dabei steht insbesondere das 
Arbeitsangebot im Fokus. Insgesamt wur
den zwölf Sozialwerke analysiert: die Alters 
und Hinterlassenenversicherung (AHV), die 
Invalidenversicherung (IV), die Ergänzungs
leistungen zur AHV und zur IV (EL), die be
rufliche Vorsorge (BV), die Krankenversiche
rung (KV), die Unfallversicherung (UV), die 
Arbeitslosenversicherung (ALV), die Erwerbs
ersatzordnung (EO) und die Mutterschafts
entschädigung, die Familienzulagen (FZ), die 
Militärversicherung (MV) sowie die kantona
len Bedarfsleistungen Sozialhilfe und indivi
duelle Prämienverbilligung (IPV). Die Autoren 
haben anhand einer detaillierten Aufarbeitung 
der wissenschaftlichen Literatur untersucht, in 
welchen Sozialwerken Arbeitsanreize zur Auf
nahme und Erhöhung einer Erwerbstätigkeit 
beeinträchtigt werden. Zudem wurden aktuel
le Reformen der Sozialwerke hinsichtlich ihrer 
Arbeitsanreize beurteilt sowie Korrekturmass
nahmen und Handlungsbedarf aufgezeigt.
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troffenen immer schwieriger wird, aus der 
Armut herauszukommen. Das extensive 
Arbeitsangebot beschreibt eine Veränderung 
der Arbeitsmarktpartizipation. Hier geht es 
darum, herauszufinden, inwiefern die Sozial-
werke die Entscheidung zur Aufnahme oder 
vollständigen Aufgabe einer Erwerbstätigkeit 
beeinflussen. Sogenannte Arbeitslosigkeits-
fallen sind oft auf hohe Partizipationssteuer-
sätze zurückzuführen. Für die Beurteilung der 
Arbeitsanreize in den Sozialversicherungen 
ist letztendlich der Gesamteffekt auf das in-
tensive und extensive Arbeitsangebot ent-
scheidend.

Arbeitsanreize lassen sich überdies ge-
mäss ihrer Ausprägung kategorisieren: Posi-
tive Arbeitsanreize bestehen, wenn sich 
zusätzliche Erwerbstätigkeit positiv im 
Nettoeinkommen niederschlägt. Der Partizi-
pationssteuersatz bzw. der effektive Grenz-
steuersatz liegt dann unter 100 Prozent. Liegt 
er über 100 Prozent, spricht man von nega-
tiven Arbeitsanreizen. Positive Arbeitsanrei-
ze alleine reichen jedoch nicht in jedem Fall, 
um eine Arbeitsaufnahme oder eine Erhö-
hung des Arbeitsangebots attraktiv zu ma-
chen. Grund dafür sind unter anderem mit 
der Arbeit verbundene zusätzliche Kosten, 
wie die Ausgaben für die Kinderbetreuung 
oder für den Arbeitsweg. Zwar positive, aber 
geringe Arbeitsanreize können deshalb eben-
falls Hürden darstellen.

Eine zielgruppenspezifische Sicht

Um die Arbeitsanreize zu analysieren und den 
Optimierungsbedarf zu identifizieren, haben 
wir uns für eine zielgruppenspezifische Sicht 
entschieden. Denn bei der Vielfalt an Anrei-
zen ist eine Gesamtaussage für alle auf dem 
Arbeitsmarkt tätigen Personen weder mög-
lich noch relevant. Im Fokus stehen fünf Ziel-
gruppen, die in unterschiedlichem Ausmass 
und in unterschiedlichen Lebensphasen  – im 
Erwerbsleben sowie kurz vor und nach der 
Pensionierung – von den Anreizwirkungen 
der zwölf untersuchten Sozialwerke betrof-
fen sind (siehe Kasten 1).

Einkommensstarke Personen
Einkommensstarke Personen sind insbeson-
dere bei ihrer Ruhestandsentscheidung mit 
beeinträchtigten Erwerbsanreizen konfron-
tiert. Hohe Ersatzraten – akzentuiert durch 
das tiefe Mindestrücktrittsalter in der zwei-
ten Säule von 58 Jahren – erhöhen die At-
traktivität von (Teil-)Pensionierungen vor 
Erreichen des ordentlichen Rentenalters.2 

2 Bütler et al. (2004). Dorn und Sousa-Poza (2005).

Kasten 2: Glossar

Die Ersatzrate entspricht dem verfügbaren 
Renteneinkommen in Prozent des letzten ver
fügbaren Erwerbseinkommens.

Der effektive Grenzsteuersatz ermittelt den An
teil des zusätzlichen Erwerbseinkommens, der 
nach Erhöhung des Arbeitspensums durch Steu
ern, Lohnabgaben und niedrigere Transferleis
tungen verloren geht. Ein effektiver Grenzsteuer
satz von 100 Prozent bedeutet, dass das erhöhte 
Arbeitspensum zu keinem Anstieg des verfügba
ren Einkommens führt.

Der Partizipationssteuersatz misst den Anteil 
des Erwerbseinkommens, der nach Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit durch Steuern, Lohnab
gaben und niedrigere Transferleistungen ver
loren geht. Ein Partizipationssteuersatz von 
100 Prozent bedeutet demnach, dass eine bis
her nicht erwerbstätige Person nach Arbeits
aufnahme das gleiche verfügbare Einkommen 
wie ohne Arbeitseinsatz aufweist.

Schwelleneffekte stellen besonders gra
vierende negative Arbeitsanreize dar: Sie 

bestehen, wenn eine geringe Erhöhung des 
Arbeitseinkommens zu einem überpropor
tional hohen Rückgang des verfügbaren Ein
kommens führt (der effektive Grenzsteuersatz 
liegt dann weit über 100%). Schwelleneffekte 
entstehen etwa, wenn eine Anspruchsberech
tigung auf Bedarfsleistungen (z. B. Sozialhilfe) 
endet oder Transferleistungen stufenweise re
duziert werden (z. B. Invalidenversicherung).

Von (partiellem) Steuercharakter der Sozial
versicherungsbeiträge spricht man, wenn Bei
trag und Leistung nicht oder (teilweise) ver
knüpft sind. So sind Einkommen oberhalb von 
84 600 Franken in der AHV nicht mehr renten
bildend, das heisst, die AHVRente erhöht sich 
mit zunehmendem Einkommen nicht mehr. 
Dennoch besteht eine Beitragspflicht. Der 
Steuercharakter kann wie in der ersten Säule 
gewollt oder wie in der zweiten Säule – auf
grund des überhöhten Mindestumwandlungs
satzes – systembedingt sein.

Auch nach Erreichen des ordentlichen Pen-
sionsalters bestehen negative Arbeitsanrei-
ze: Dann erschweren hohe Grenzsteuersätze 
(u. a. aufgrund der AHV-Beitragspflicht) eine 
Verbesserung des verfügbaren Einkommens 
durch Erwerbsarbeit. Die in der Revision der 
Altersvorsorge unter dem Stichwort Flexi-
bilisierung beworbenen finanziellen Anreize 

(Rentenzu- und -abschläge bei Abweichung 
vom ordentlichen Rentenalter) wirken des-
halb nur eingeschränkt. Einen grösseren Ein-
fluss auf die Ruhestandsentscheidung geht 
indes vom ordentlichen und vom frühest-
möglichen Rentenalter aus. 3

Die Arbeitsanreize während des Erwerbs-
lebens sind für einkommensstarke Perso-
nen etwa durch den partiellen Steuercharak-
ter der Beiträge für die erste und die zweite 
Säule beeinträchtigt. In der beruflichen Vor-
sorge sollten dieser und die damit verbunde-
ne Umverteilung von Jung zu Alt eliminiert 
werden. Dazu sollte der Mindestumwand-
lungssatz wenigstens gesenkt und im Ideal-
fall entpolitisiert werden. Einkommensstar-
ke Bezüger einer IV-Rente profitieren ferner 

3 Z. B. Coile (2015) für eine Übersicht zur internationalen 
Literatur und Lalive et al. (2017) zur Schweiz.

dank grosszügigen überobligatorischen Vor-
sorgelösungen von hohen Ersatzraten, wel-
che das extensive Arbeitsangebot einschrän-
ken. Angebracht wäre hier die Reduktion der 
IV-Kinderrenten. Denn das Vorrenteneinkom-
men kann insbesondere in Haushalten mit 
Kindern übertroffen werden.

Einkommensschwache Personen
Vor dem Erreichen des ordentlichen Ren-
tenalters werden die Erwerbsanreize ein-
kommensschwacher Personen, die einen 
Anspruch auf Ergänzungsleistungen zu AHV 
und IV (EL) haben, gemindert. Die Kom-
pensationsfunktion der EL setzt Anreize 
zum Rentenvorbezug und zum Kapitalbe-
zug aus der beruflichen Vorsorge. Dies lies-
se sich unterbinden, wenn der Bezug von EL 
zur AHV an das ordentliche Rentenalter ge-
knüpft würde. Für den Pensionierungsent-
scheid von Personen mit tiefen Einkommen 
ist vornehmlich das ordentliche Rentenalter 
massgeblich. Es wirkt ein sogenannter De-
fault-Effekt. Das bedeutet, dass die Rente 
oft exakt beim Erreichen des Rentenalters 
bezogen wird, ohne innerhalb der vorhan-
denen Möglichkeiten gemäss den eigenen 
Präferenzen zu optimieren.4 Eine Erhöhung 
des effektiven Rentenalters dürfte folglich 
eher durch eine Anhebung des ordentlichen 
Rentenalters zu erreichen sein. Bestrebun-
gen zur Flexibilisierung sind aus Anreizsicht 
kritisch zu betrachten. Von den rentenbil-
denden AHV-Beiträgen bei Erwerbsarbeit 
im Rentenalter wäre ein zusätzlicher, posi-
tiver Einfluss auf das Arbeitsangebot zu er-
warten.

4 Siehe Lalive et al. (2017).

Bestrebungen zur 
Flexibilisierung des 

Rentenalters sind aus 
Anreizsicht kritisch 

zu betrachten.
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Im Erwerbsalter existieren für einkom-
mensschwache Personen Fehlanreize bei der 
Kombination von IV-Rente mit EL. Die EL er-
möglichen die Fortführung des bisherigen 
Lebensstandards weitgehend ohne Abstri-
che. Das mindert den Anreiz zur Wiederein-
gliederung. Hinzu kommt ein Schwellenef-
fekt beim Ausstieg. Ausserdem bewirken 
auch die Rentenstufen innerhalb der IV Fehl-
anreize. Hier bedarf es einer Reihe von Kor-
rekturen: Solange die Höhe des EL-Grundbe-
darfs nicht diskutiert, keine höheren Einkom-
mensfreibeiträge gewährt werden und sich 
die Einführung eines stufenlosen IV-Systems 
weiter verzögert, wird sich die Erhöhung der 
Erwerbsarbeit für viele IV-Rentenbezüger 
kaum lohnen.

Jugendliche und junge Erwachsene
Aus Anreizsicht sind Transferleistungen für 
junge Erwachsene in zweierlei Hinsicht pro-
blematisch: Erstens schaffen sie frühzeitige 
Abhängigkeiten, an die sich die Hilfebezie-
henden gewöhnen. Leistungen der IV, unter 
Umständen in Kombination mit EL, stel-
len eine bedeutende Einkommensalterna-
tive dar. Zweitens hat die Abhängigkeit von 
Transferleistungen negative Auswirkungen 
auf ihre Erwerbskarrieren, da sich die Wie-
dereingliederung in den Arbeitsmarkt auf-
grund von IV-Rentenstufen und Schwel-
leneffekten beim Austritt nicht lohnt. Dies-
bezüglich ist die Idee weiterzuverfolgen, 
IV-Renten für unter 30-Jährige durch ver-
stärkte Betreuungs- und Eingliederungs-
massnahmen zu ersetzen.

Bei den EL und in geringerem Ausmass 
auch in der Sozialhilfe müsste zur Stärkung 
der Erwerbsanreize eine Senkung des Grund-
bedarfs ins Auge gefasst werden. Ausserdem 
sollte man ein nach Bezugstyp differenziertes 
Sozialhilfesystem diskutieren, bei dem der 
Grundbedarf für kinderlose junge Erwachse-
ne geringer ist als der von älteren Leistungs-
beziehenden. Im Gegenzug könnten höhe-
re Integrationszulagen für erfolgreiche An-
strengungen zur beruflichen Integration 
ausgerichtet werden.

Einkommensschwache Familien
Einkommensschwachen Familien wird beim 
IV-Bezug eines Elternteils eine umfangrei-
che finanzielle Absicherung gewährleistet, 
die eine Rückkehr in die Erwerbstätigkeit we-

nig attraktiv macht. Zusätzlich zu den Kinder-
renten der IV und der beruflichen Vorsor-
ge richten auch die EL bei Bedarf steuerfreie 
Kinder- und Zusatzleistungen aus. Bei den 
Transferleistungen für Kinder besteht in die-
sen Sozialwerken Spielraum für Leistungsan-
passungen. Um die Erwerbsanreize beim So-
zialhilfebezug zu stärken, müssen die wenig 
übersichtlichen, situationsbedingten Leis-
tungen für Familien überprüft werden. Die 
Besserstellung von kinderreichen Familien 
mit Sozialhilfeunterstützung gegenüber an-
deren Haushalten in bescheidenen Verhält-
nissen gilt es zu korrigieren.

Zweitverdiener
Die stark eingeschränkten Erwerbsanrei-
ze für Zweitverdiener, meist Mütter, durch 
die Steuerprogression sind hinlänglich be-
kannt.5 Ausserdem bestehen ungünsti-
ge Anreizwirkungen auch in der AHV: So 
sind nicht erwerbstätige Ehegatten von der 
Beitragspflicht befreit, das Einkommens-
splitting setzt die für Ehepaare erreichbare 
AHV-Rente auf höchstens 150 Prozent der 
Maximalrente fest, und die Erziehungsgut-
schriften werden unabhängig von der Kin-
derzahl ausbezahlt. Eine zukünftige AHV-
Reform könnte deshalb das Splitting auf 
Paare mit Kindern beschränken und die Er-
ziehungsgutschriften gemäss Kinderzahl 
abstufen. Ebenso denkbar wären in der län-
geren Frist die Einführung einer zivilstands-
unabhängigen AHV sowie eine grundlegen-
de Reform des Kinder- und Familiensubven-
tionssystems zur besseren Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie.

Berechtigterweise würde heute kaum je-
mand die geschaffenen Sozialwerke infra-
ge stellen. Es gilt jedoch, die damit verbun-
denen Anreizwirkungen im Auge zu behal-
ten. Bestehende Anreize, die vom Eintritt in 
den Arbeitsmarkt oder von Zusatzverdiens-
ten abhalten, sind idealerweise zu korrigie-
ren. Wie unsere Übersichtsstudie zeigt, gibt 
es diesbezüglich durchaus Potenzial. Doch 
die Realisierung bewegt sich oft in einem so-
zialpolitischen Trilemma: Will man mit ver-
tretbarem Mitteleinsatz sowohl Arbeitsanrei-
ze schaffen als auch Schwelleneffekte min-
dern, führt meist kein Weg an einem tieferen 
Niveau der sozialen Sicherheit vorbei.

5 Z. B. Bütler (2007).
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